
 

  

 

 

     

 

 

 

 

 

   

  

 

  

  

  

 

 

 

  

      

  

 

  

 

 

  

   

 

  

  

16 Tage gegen Gewalt an Frauen 

Berichterstatter/in: BR Richard Heuberger 

Die BezirksrätInnen der Grünen Alternative Hernals stellen in der Sitzung der 

Bezirksvertretung am 15.12.2021 gemäß § 104 WStV folgende 

RESOLUTION 

Resolutionstext: 

Die Bezirksvertretung Hernals spricht sich im Sinne des Opferschutzes und der 

Gewaltprävention für die finanzielle Absicherung von Gewaltschutzeinrichtungen, 

Frauenhäusern und Frauen- und Mädchenberatungsstellen, präventiver Bubenarbeit 

und Männerarbeit und den Erhalt autonomer Fraueneinrichtungen in Hernals und in 

Wien aus. 

Jede fünfte Frau erfährt ab ihrem 16. Lebensjahr psychische, physische oder 

sexuelle Gewalt. 30 Frauen sind heuer von Männern ermordet worden, zumeist von 

ihrem Partner oder Ex-Partner und 53 Frauen haben einen Femizidversuch überlebt 

(AÖF, Stand 1.12.2021). 

Das Ausmaß von Männergewalt gegen Frauen ist nicht nur unerträglich, sondern ein 

politischer Handlungsauftrag. Die Istanbul-Konvention, deren Ziel die Beendigung 

der Gewalt an Frauen ist, ist dafür unser österreichweiter Standard. Deshalb auch 

hat die Bundesregierung zum bereits dritten Mal in Folge das Frauenbudget erhöht, 

um 81 Prozent auf mittlerweile 18,4 Millionen Euro und im Mai 2021 ein 

Gewaltschutzpaket im Ausmaß von 24,6 Millionen Euro beschlossen. Auch die Stadt 

Wien verstärkt ihre Bemühungen, unter anderem durch Investitionen im 

Gewaltschutz in der Höhe von 10 Millionen Euro oder die Eröffnung eines 5. 

Frauenhauses im Jahr 2022. 

Nur gemeinsam können wir Gewalt gegen Frauen beenden: Die Kampagne "Halt! Zu 

mir! - Hinschauen. Handeln. Helfen." betont die Notwendigkeit von Zivilcourage bei 

häuslicher Gewalt und Gewalt im öffentlichen Raum. Die Kampagne 

#mannsprichtsan thematisiert zudem Männergewalt öffentlichkeitswirksam und zeigt, 

wie wichtig es ist, dass Männer Verantwortung übernehmen und gegen Gewalt von 

Männern aufstehen. 



 

 

   

 

  

 

 

 

 

 

 

 

  

   

  

 

 

 

 

Mit dem Gesetzespaket gegen Hass im Netz wurde klargestellt, dass auch das 

Internet kein rechtsfreier Raum ist und damit eine weitere Lücke im Gewaltschutz 

geschlossen. 

Opferschutz, Gewaltschutz und Gewaltprävention brauchen eine langfristige 

Basisfinanzierung. 

Als Willenskundgebung soll diese Resolution in geeigneter Form an die Bevölkerung 

kundgemacht werden. Die 

KUNDMACHUNG 

soll durch Aushang in der gassenseitigen Amtsvitrine des Magistratischen 

Bezirksamtes 17 binnen 3 Werktagen auf die Dauer von ca. 30 Kalendertagen 

erfolgen für den selben Zeitraum auf der Website des Bezirks Hernals veröffentlicht 

werden. 

Für die Fraktion Grüne Alternative Hernals 

Richard Heuberger, Klubvorsitzender 


